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Stellungnahme zu §219a StGB im Rahmen einer Verfassungsbeschwerde von Frau 
Kristina Hänel 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
zur Verfassungsbeschwerde von Frau Dr. Kristina Hänel nehmen wir als Dachverband 
Evangelische Frauen in Deutschland e.V. wie folgt Stellung:  
 
§ 219a StGB führt dazu, dass Frauen eine informierte und selbstbestimmte Entscheidung 
bezüglich eines Schwangerschaftsabbruchs erheblich erschwert wird. Während in anderen 
Bereichen, wie etwa bei der Lebensmittelsicherheit, das Informationsrecht von Verbrau-
cher*innen gestärkt wurde und Maßnahmen unterstützt werden, die die Aufklärung und 
Wahlfreiheit von Menschen stärken, ist dies bei den reproduktiven Rechten und sexueller 
Selbstbestimmung von Frauen nicht der Fall. Insofern schränkt § 219a StGB das Recht auf 
Information erheblich ein und benachteiligt Frauen. Wir sehen daher auch eine Benachteili-
gung aus Gründen des Geschlechts gegeben. Die Erweiterung von §219a durch Absatz 4 
ändert grundsätzlich nichts an dieser Einschränkung, denn der Beschluss des OLG Frankfurt 
macht deutlich, dass jegliche Information, die das „Wie“ des Abbruchs betrifft, verboten ist 
und geahndet wird. 
 
Wir befürchten, dass auch weiterhin Ärzt*innen, die darüber informieren, dass sie Schwan-
gerschaftsabbrüche durchführen, nach § 219a StGB angezeigt und unter Druck gesetzt wer-
den. Wenn Ärzt*innen z. B. auf ihren Homepages darauf hinweisen, dass die Kosten eines 
Abbruchs nicht von Krankenkassen übernommen werden, kann dieser Hinweis weiterhin 
gegen sie verwendet werden, etwa indem ihnen angestrebte Vermögensvorteilsnahme vor-
geworfen wird. Insofern können auch weiterhin reine Sachinformationen als Werbung gewer-
tet bzw. interpretiert werden. Eine Folge dieser Unklarheit ist Rechtsunsicherheit. Diese 
macht möglich, dass Ärzt*innen unter Druck gesetzt und in der Ausübung ihres Berufes zum 
Teil massiv gestört werden können. Als reale Folge befürchten wir, dass der Zugang zu si-
cheren Schwangerschaftsabbrüchen als Teil der medizinischen Grundversorgung nicht mehr 
flächendeckend gesichert sein wird.  
 

Susanne Kahl-Passoth 

Vorsitzende 

Angelika Weigt-Blätgen 

Stellv. Vorsitzende 

 

 

 



Wenn Ärzt*innen sich an das gesetzlich geregelte Verfahren für Beendigung einer Schwan-
gerschaft auf Wunsch einer Patientin halten, handeln sie rechtskonform und nicht rechtswid-
rig. Unsere Stellungnahme zielt darauf, alle Möglichkeiten auszuschließen, dies infrage zu 
stellen. 
 
In der Diskussion über § 219a StGB wird mitunter ein Bild gezeichnet, mit einer Abschaffung 
des Werbeverbotes würden Schwangerschaftsabbrüche zu etwas gesellschaftlich „Norma-
lem“, als würden Frauen in Zukunft einen Schwangerschaftsabbruch als gängige Verhü-
tungsmethode praktizieren. Diesem Bild stellen wir uns entschieden entgegen. Schwanger-
schaftsabbrüche sind keine Normalität und für betroffene Frauen (und Männer) keine Ne-
bensächlichkeit, sondern können eine körperliche und seelische Belastung darstellen. Des-
halb sind zusätzliche Hürden und Erschwernisse, denen Frauen ausgesetzt sind, abzu-
lehnen. Wir begrüßen daher die gute Beratung und Begleitung ungewollt schwangerer Frau-
en in den Beratungsstellen. Diese Arbeit muss gesichert und ausgebaut werden. Menschen, 
die sich für einen Schwangerschaftsabbruch entschieden haben oder in Betracht ziehen, 
brauchen einen niedrigschwelligen Zugang zu Unterstützung; sie brauchen ebenfalls Ge-
sprächsmöglichkeiten vor und nach der Behandlung. Gemäß Artikel 2 Abs. 2 GG ist die phy-
sische wie psychische Gesundheit von Menschen zu schützen (Recht auf körperliche Unver-
sehrtheit). Alle Maßnahmen, die die Gesundheit schützen, sind zu fördern, Maßnahmen, die 
zu Gesundheitsbelastungen führen könnten, abzustellen.    
 
Wir lehnen eine Kriminalisierung von Frauen, die eine Schwangerschaft abgebrochen haben 
oder von Frauen, die überlegen, dies zu tun, ab. Die Kriminalisierung führt dazu, dass ihre 
Würde verletzt wird.  Dieser Würdeverletzung sind Frauen z. B. konkret dort ausgesetzt, wo 
sie, wenn sie eine Beratungsstelle oder eine Einrichtung, die Abbrüche vornimmt, verlassen, 
durch Abtreibungsgegner*innen als Mörderinnen beschimpft werden, obwohl die Frauen 
noch nicht einmal eine Straftat begangen haben.  
 
Der Gesetzgeber will durch das Werbeverbot verhindern, dass Schwangerschaftsabbrüche 
in der Öffentlichkeit als etwas „Normales“ wahrgenommen werden. Unsere Erfahrungen aus 
der Beratungsarbeit lassen den Schluss nicht zu, dass Schwangerschaftsabbrüche von den 
betroffenen Frauen als „normal“ erlebt werden. Vielmehr wird hier eine Missachtung der Le-
bensrealitäten von Frauen im Gesetz konserviert. Immer noch werden Frauen häufig nicht 
ausreichend unterstützt. Deshalb nehmen wir eine andere „Normalität“ wahr und formulieren 
sie so:  Eine strukturelle und für viele Frauen reale Armutsgefahr – ausgelöst durch Sorgear-
beit für Kinder und dem häufig damit verbundenen Verlust beruflicher Perspektiven, ausge-
löst auch durch unbezahlte Sorgearbeit und Altersarmut – wird gesellschaftlich hingenom-
men, individualisiert und damit letztlich zur persönlichen Fehlleistung einzelner Frauen ge-
macht. Es ist uns nicht ersichtlich, inwieweit ein erschwerter Zugang zu sicheren Schwan-
gerschaftsabbrüchen einen positiven Beitrag leistet, solche Kreisläufe zu unterbrechen. 
Vielmehr muss es unseres Erachtens darum gehen, reale Benachteiligungen von Frauen, 
insbesondere mit Kindern, abzubauen und die Etablierung weiterer Benachteiligungen zu 
verhindern. Wenn die eigene Existenz abgesichert ist und Elternschaft sich für Frauen und 
Männer nicht zum Nachteil auswirkt, können sich Menschen auch im Fall einer ungewollten 
Schwangerschaft leichter gegen einen Abbruch entscheiden.  



  
Am Schluss unserer Ausführungen möchten wir auf einen weiteren Horizont aufmerksam 
machen, der unseres Erachtens nicht vergessen werden darf, wenn der Sachverhalt betrach-
tet und diskutiert wird: Der § 219a StGB wurde im Rahmen einer nationalsozialistischen 
Strafrechtsreform 1933 als Tatbestand eingeführt. Die Nationalsozialisten wollten damit auch 
gegen jüdische, kommunistische und liberale Ärzt*innen vorgehen, die Schwangerschafts-
abbrüche vornahmen. Dieser Sachverhalt findet in der allgemeinen Diskussion wenig Beach-
tung. Der Dachverband Evangelische Frauen in Deutschland e.V. hält es für geboten, diese 
geschichtliche Perspektive aufzunehmen und dazu zu kommen, den nationalsozialistischen 
Hintergrund dieses Paragraphen zu thematisieren und zu diskutieren.  
 
Auf Grundlage dieser Ausführungen begrüßen wir die Verfassungsbeschwerde von 
Frau Kristina Hänel. 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
Susanne Kahl-Passoth    Angelika Weigt-Blätgen 
Vorsitzende     Stellv. Vorsitzende 
 

  


